Preußiſche Geſetzſammlung 


—— Nr. 25. 


(Nr. 10900.) Geſetz, betreffend den Bau eines Schiffahrtskanals vom Mauerſee nach der 
Alle bei Allenburg (des Maſuriſchen Kanals) und von Staubecken im 
Maſuriſchen Seengebiete. Vom 14. Mai 1908. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
§1. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, für den Bau 
1. eines Schiffahrtskanals vom Mauerſee nach der Alle bei Allenburg 
(des Mafuriſchen Kang se 14700 000 Mark, 
2. von Staubecken im Maſuriſchen Seengebiete ... 1815 000 
nach Maßgabe der von den zuſtändigen Miniſtern feſtzuſtellenden Pläne zu ver⸗ 
wenden. 
92. 


Mit der Ausführung des Maſuriſchen Kanals iſt erſt dann vorzugehen, 
wenn nachſtehende Bedingungen erfüllt ſind: 

A. Der geſamte zum Baue des Kanals und ſeiner Nebenanlagen nach 
Maßgabe der von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten oder im Enteignungs⸗ 
verfahren feſtzuſtellenden Entwürfe erforderliche Grund und Boden iſt der Staats⸗ 
regierung in dem Umfang, in welchem er nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
der Enteignung unterworfen ift, unentgeltlich und laſtenfrei — der dauernd er⸗ 
forderliche zum Eigentume, der vorübergehend erforderliche zur Benutzung für 
die Zeit des Bedürfniſſes — zu überweiſen oder die Erſtattung der ſämtlichen 
ſtaatsſeitig für ſeine Beſchaffung im Wege der freien Vereinbarung oder Ent— 
eignung aufzuwendenden Koſten, einſchließlich aller Nebenentſchädigungen für 
Wirtſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachteile, in rechtsgültiger Form zu über⸗ 
nehmen und ſicherzuſtellen. 

Vorſtehende Verpflichtung erſtreckt ſich insbeſondere auch auf die unentgelt⸗ 
liche und laſtenfreie Hergabe des für die Ausführung derjenigen Anlagen erforder⸗ 
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lichen Grund und Bodens, deren Herſtellung dem Kanalunternehmer im öffent⸗ 
lichen Intereſſe oder im Intereſſe des benachbarten Grundeigentums auf Grund 
geſetzlicher Beſtimmungen obliegt oder auferlegt wird. 

Die Mitbenutzung der Chauſſeen und öffentlichen Wege iſt, ſoweit 
dies die Aufſichtsbehörde für zuläſſig erachtet, von den daran beteiligten Inter⸗ 
eſſenten unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be- 
ſtehens und Betriebs des Kanals zu geſtatten. 


§ 3. 

Die Ausführung der Staubecken im Maſuriſchen Seengebiete wird davon 
abhängig gemacht, daß die Provinz Oſtpreußen der Staatsregierung gegenüber 
in rechtsverbindlicher Form die Verpflichtung übernimmt, einen Beitrag für 
dieſen Bau von 200 000 Mark zu leiſten. 


§ 4. 

Dem Staate liegt, unbeſchadet der gemäß $ 2 dieſes Geſetzes eingegangenen 
Verpflichtungen Dritter, bei Durchführung der in dieſem Geſetze vorgeſehenen 
Unternehmungen die Herſtellung derjenigen Anlagen ob, die für die benachbarten 
Grundſtücke oder im öffentlichen Intereſſe zur Sicherung gegen Gefahren und 
Nachteile notwendig ſind, ingleichen die Anterhaltung dieſer Anlagen, ſoweit ſie 
über den Umfang der beſtehenden Verpflichtungen zur Anterhaltung vorhandener, 
demfelben Zwecke dienender Anlagen hinausgeht. 

Wo die Herſtellung der Anlagen zur Sicherung der benachbarten Grund⸗ 
ſtücke gegen Gefahren und Nachteile mit der Ausführung des Bauplans nicht 
vereinbar oder wirtſchaftlich nicht gerechtfertigt erſcheint, iſt Schadenerſatz zu ge⸗ 
währen. Hat der Grundeigentümer nicht bereits nach geltendem Rechte einen 
Anſpruch auf Entſchädigung, ſo iſt der Schaden inſoweit zu erſetzen, als die 
Billigkeit nach den Umſtänden eine Schadloshaltung erfordert. 


NE 
Soweit nicht eine Planfeſtſetzung im Enteignungsverfahren ftattfindet „erfolgt 
die Feſtſtellung der Verpflichtungen des Staates nach folgenden Beſtimmungen: 
Ein Auszug aus dem von dem zuſtändigen Miniſter genehmigten 
Bauplan, aus dem die gemäß § 4 herzuſtellenden Anlagen zu erſehen 
find, iſt in jedem Gemeinde- oder Gutsbezirke während zwei Wochen 
zu jedermanns Einſicht offen zu legen. Während dieſer Zeit kann jeder 
Beteiligte Einwendungen gegen den Plan erheben. Zeit und Ort der 
Offenlegung ſowie die Stelle, bei welcher ſolche Einwendungen in 
bezug auf die herzuſtellenden Anlagen ſchriftlich oder mündlich zu 
Protokoll erhoben werden können, iſt durch das Kreisblatt und in 
ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Auch der Gemeinde- oder Guts⸗ 
vorſtand hat das Recht, Einwendungen zu erheben. Nach Ablauf der 
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Friſt ſind die Einwendungen durch einen Beauftragten des Regierungs⸗ 
präſidenten mit den Beteiligten und der Bauverwaltung, nötigenfalls 
unter Zuziehung von Sachverſtändigen, zu erörtern. Nach Abſchluß 
der Erörterung erfolgt die Feſtſtellung der dem Staate obliegenden 
Verpflichtungen durch den Bezirksausſchuß. 

Gegen den Beſchluß ſteht, ſoweit es ſich um die Höhe der 
Entſchädigung handelt, binnen neunzig Tagen der Rechtsweg, im 
übrigen binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten zu. Die Friſt für die Beſchreitung des Rechtswegs 
läuft, ſofern Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten ein⸗ 
gelegt iſt, von der Zuſtellung der Entſcheidung auf dieſe Beſchwerde. 

Sofern mit der Bauausführung eine beſondere Behörde betraut 
iſt, ſteht auch dieſer die Beſchwerde zu; ihr iſt der Beſchluß zuzuſtellen. 


§ 6. 

Wegen ſolcher nachteiliger Folgen, welche erſt nach der Erörterung vor 
dem Beauftragten des Regierungspräſidenten erkennbar werden, ſteht dem Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigten ein Anſpruch auf Errichtung von Anlagen oder Schaden- 
erſatz ($ 4) bis zum Ablaufe von drei Jahren nach der Ausführung des Teiles 
der Anlage zu, durch welchen er benachteiligt wird. Die Feſtſtellung der Ver⸗ 
pflichtung des Staates erfolgt ſinngemäß nach den im $ 5 gegebenen Vorſchriften. 


Sei 

Fehlt einem Grundſtücke der Anſchluß an den Mafurifchen Kanal und 
erſcheint die Herſtellung des Anſchluſſes aus Gründen des öffentlichen Wohles, 
insbeſondere im Intereſſe der Förderung des Kanalverkehrs, geboten, ſo bedarf 
es für die Ausführung des Anſchluſſes zur Enteignung einer Königlichen Ver: 
ordnung nicht, vorausgeſetzt, daß nicht der Eigentümer zur Abtretung des mit 
Gebäuden beſetzten Grund und Bodens und der damit in Verbindung ſtehenden 
eingefriedigten Hofräume gegen ſeinen Willen angehalten werden ſoll. Die Zu⸗ 
läſſigkeit der Enteignung wird von dem Bezirksausſchuß ausgeſprochen. 


§ 8. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 erwähnten 
Koſten im Wege der Anleihe eine entſprechende Anzahl von Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzan⸗ 
weiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen 
anzugeben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung 
dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von 
Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die 


Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 
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§ 9. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatzan⸗ 
weiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen (8 8), be⸗ 
ſtimmt der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Gefekfamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetzzamml. S. 43) und des Ge— 
ſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


§ 10. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wiesbaden, den 14. Mai 1908. 


(J. S.) Wilhelm. 
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